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Bericht des Ausschusses für aligemeine innere Angelegenheiten 
betreffend das Gesetz, mit dem die Oberösterreichische Gemeindeordnung 1965 
abgeändert wird (Novelle zur Oberösterreichischen Gemeindeordnung 1965) 

(L - 227/2 - XX) 

Durch das Bundesverfassungsgesetz 
BGBl. Nr. 205/1962, mit dem Bestimmungen des 
Bundes-Veriassungsgesetzes in der Fassung von 
1929 über die Regelung der Grundsätze des Ge­
meinderechtes und damit im Zusammenhang 
stehende ,Bestiraraungen abgeändert werden (Bun-
des-Verfassungsgesetznovelle 1962), wurde eine 
neue verfassungsrechtliche Grundlage für die Ge-
raeindeorganisation geschaffen. In Ausführung die­
ser Verfassungsbestimmungen wurde die Oberöster­
reichische Gemeindeordnung 1965 — O, ö. GemO, 
1965, LGBI, Nr. 45, erlassen. Die O.ö . GemO, 1965 
isl, dera Gebot des § 5 Abs, 1 der Bundes-Verfas-
sungsgesetznovelle 1962 entsprechend, mit 31, De­
zember 1965 in Kraft getreten (siehe § 112 Abs, 1 der 
O, ö, GemO. 1965). 

§ 39 der O. ö, GemO, 1965 normiert übereinstim­
mend mit Art, 118 Abs, 1 B-VG. 1929 in der Fassung 
derBundes-Verfassungsgesetznovelle 1962, daß „der 

- Wirkungsbereidi der Gemeinde ein eigener oder ein 
vom Bund oder vom Land übertragener ist", 

Ira § 40 Abs. 1 und 2 der O. ö. GemO, 1965 ist der 
eigene Wirkungsbereich der Gemeinde, und zv/ar 
inhaltlich korrespondierend mit den entsprechenden 
verfassungsrechUichen Vorschriften (Art. 118 Abs. 2 
und 3 B-VG,' 1929 in der Fassung der Bundes-Ver-
fassungsgesetznovelle 1962), umschrieben. 

Nach der im Zeitpunki der Erlassung der O, ö, 
GoraO. 1965 vorherrschenden Rechtsauffassung war 
mit dieser Uraschroibung des eigenen Wirkungs­
bereiches der Gemeinde auch dem im Art . 118 Abs. 2 
letzter Satz B-VG. 1929 in der Fassung der Bundes-
Verfassungsgesetznovelie 1962 verfassungsrecht­
lich grundgeleglen Gebot, demzufolge „die Gesetze 
derartige Angelegenheiten ausdrücklich als solche 
des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde zu 
bezeichnen haben", hinsichtlich aller in der O .ö . 
GeraO. 1965 konkret geregelten Aufgaben des 
eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde entspro­
chen. Darüber hinaus wurde in der O. ö. GemO. 1965 
in jenen Fällen, in denen Zweifel über die Zuge­
hörigkeit einer konkreten Aufgabe der Gemeinde 
zum eigenen oder zum übertragenen Wirkungsbe­
reich auftreten konnten, festgestellt, im Rahmen 
welches dieser beiden Wirkungsbereiche diese Auf­
gaben zu erfüllen sind; siehe dazu vor allem § 42 
Abs. 2 und § 58 der O. ö. GemO. 1965. • 

Der Verfassungsgerichtshof hat in der Folge im 
Erkenntnis vom 5. Dezember 1966, G 12/66, V 9/66, 
kiargestelll, daß Gesetze, die mit 31, Dezember 1965 
oder später in Kraft gesetzt worden sind und kon­

krete Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbe­
reiches der Gemeinde regeln, alle diese Angelegen­
heilen gemäß Art, 118 Abs, 2 letzter Satz B-VG, 
1929 in der Fassung der Bundes-Verfassungsgesetz-
novelle 1962 ausdrücklich als solche des eigenen 
Wirkungsbereiches bezeichnen müssen. Fehlt diese 
Bezeichnung, so ist nach diesem Erkenntnis des Ver­
fassungsgerichtshofes die entsprechende gesetzliche 
Regelung verfassungswidrig. Demnach sind jene in 
der O. ö, GemO. 1965 enthaltenen konkret geregel­
ten Angelegenheiten des eigenen Wirkungsberei­
ches, die nicht ausdrücklich als solche bezeichnet 
sind, derzeit mit -Verfassungswidrigkeit belastet 
Diese Verfassungswidrigkeit soll durch die im vor­
liegenden Entwurf einer Novelle zur Oberöster­
reichischen Gemeindeordnung 1965 vorgesehene Er­
gänzung des § 40 der O .ö . GemO. 1965 beseitigt 
werden. 

Die erforderlich gewordene Novellierung der O. ö. 
GemO. 1965 gibt darüber hinaus Gelegenheit, die 
Bestimraungen des § 38 Abs. 7 und 9 über die Durch­
führung von Volksbefragungen der durch die 
Gemeindewahlordnung 1967 — GWO. 1967, 
LGBI, Nr. 24, geänderten Rechtslage tazw. den Er­
fahrungen der Praxis anzupassen. 

Im einzelnen ist zu diesem Gesetzentwurf zu 
bemerken: 

Zu Art . r Z. 1 und 2: 

§ 38 der O, ö, GemO. 1965 regelt die Volksbe­
fragung in den o. ö. Gemeinden rait Ausnahme 
der Städte mit eigenem Statut, Nach § 38 Abs, 9 
der O, ö. GemO. 1965 haben „die für die Ge­
meinderatswahl bestehenden Sprengel- und Ge-
meindewahl'behörden die Volksbefragung durch­
zuführen". Diese Bestimmung geht auf die 
Rechtslage im Zeitpunkt der Erlassung der O. ö, 
GemO, 1965 zurück, derzufolge die Gemeinde­
wahlbehörden und die Sprengelwahlbehörden 
bis zur nächsten Gemeinderatswahl im Amt 
blieben. 

Nun jedoch bestimmt § 8 Abs, 2 der GWO. 1967, 
daß die Geraeindewahlbehövde und die Sprengel­
wahlbehörden nur „solange im Arat bleiben, bis 
das Wahlergebnis durch keine Entscheidung raehr 
geändert werden kann". Für den Fall, daß eine 
Volksbefragung nach § 38 der O.ö . GemO, 1965 
zu einera Zeitpunkt stattfinden soll, in dem die 
Gemeindewahltaehörde und die Sprengelwahlbe­
hörden gemäß § 8 Abs. 2 der GWO. 1967 nicht 
mehr im Amt sind, wäre daher nach der derzeiti-
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gen Rechtslage die Durchführung dieser Volks­
befragung nicht möglich. 

Um dem vorzubeugen, soll § 38 Abs. 9 der 
O. ö. GemO. 1965 neu gefaßt und dabin ergänzt 
werden, daß gegebenenfalls die Gemeindewahl­
behörde und die Sprengelwahlbehörden, die di.'-
letzte Gemeinderats wähl durchgeführt haben, 
vom Bürgermeister wieder in das Amt zu setzen 
sind. Aufgabe dieser wieder ins Amt gesetzten 
Behörden soll allein die Durchführung der Volks­
befragung sein; sie sollen auch nur solange im 
Amt bleiben, bis die Volksbefragung durdige-
führt isl. 

In diesem Zusammenhang muß jedoch auch daraul 
Bedacht genommen werden, daß os allenfalls, 
und zwar insbesondere dann, wenn die letzte Ge­
meinderatswahl bereits längere Zeit zurückliegt, 
erforderlich werden könnte, die wieder ins Amt 
gesetzte Gemeindewahltaehörde bzw, die Spren-
gelwal-Ubehörden in ihrer Zusammensetzung zu 
ergänzen. Die Zuständigkeit zur Vornahme not­
wendiger Ergänzungen dieser Wahlbehörden 
kommt nach den einschlägigen Bestimmungen des 
§ 7 der GWO, 1967 der Bezirkswahlbehörde zu. 
Diese Zuständigkeitsregelung der GWO, 1967 isl 
ira Art . 118 Abs. 3 Z. 1 B-VG. 1929 gedeckt, dera-
zufolge bei der Wah! von Gemeindeorganen auch 
oine Zuständigkeit überörtlicher Wahlbehörden 
vorgesehen werden kann. Werden jedoch, so wie 
nach der vorgesehenen Neufassung des § 38 
Abs. 9 der O. ö, GemO, 1965, Gemeindebehörden 
durch VoUzugsakl ins Aral berufen und wird 
ihnen ausschließlich eine Aufgabe übertragen, die 
— wie die Durchführung einer Volksbefragung i r 
der Gemeinde — ohne Einschränkung eine Ange­
legenheit des eigenen Wirkungsbereiches der 
Gemeinde ist, dann kann keiner außerhalb der 
Gemeindeebene liegenden Behörde eine Zustän­
digkeit hinsichtlich der- Organisation der wieder 
ins Amt berufenen Gemeindebehörden zukom­
men. Im neuen § 38 Abs. 9 der O. ö. CemO. 1965 
wird ciaher audi bestimmt, daß allenfalls not-
wendic^e Ergänzungen der wieder ins Amt zu set­
zenden Gemeindewahlbehörde und der Sprengel-
wahlbehürden vom Bürgermeister in sinngemü-
ßer Anwendung der Bestimrnungen der Gemein­
dewahlordnung vorzunehmen sind. 

Schließlich gibt die gebotene Neufassung des 
§ 38 Abs, 9 der O . ö . GemO. 1965 auch Gelegen­
heit, § 38 Ahs. 7 dieses Gesetzes den Erfahrungen 
der Praxis entsprechend dahin abzuändern, daß 
die Frist für die Auflage der Wählerverzeichnisse 
für die Volksbefragung von bisher einer Wodre 
auf nunmehr zwei Wochen verlängert wird. 
Weiters soll im vorgesehenen neuen § 38 Abs. 7 
O, ö. GemO. 1965 auch klargestellt werden, daß 
die Wählerverzeichnisse für die Durchführung 
der Volksbefragung auf Grund der Wähler­
evidenz im Sinne des WähierGvidonzgesetzos, 
BGBl. Nr. 243/1960, anzulegen sind. Dies des­
wegen, weil der in der Wählerovidenz im Sinne 
des WählerevidenzgesetzGs erfaßte Personen­
kreis ident mit dem Kreis der bei einer Volks­
befragung Stimmberechtigten ist und eine geson­
derte Erfassung der StimmberechtigtoJi für dic 

Durdiführung einer Volksbefragung auf Grund 
von Wähleranlageblät tern zwangsläufig eine 
kaum vertretbare Verwaltungsbolcistung rait sich 
bringen würde. 

Zu Art . I Z. 3: 

Durch den neuen Abs, 5 des § 40 der O. ö. GeraO, 
1965 soll die eingangs aufgezeigte Verfassungs­
widrigkeit behoben werden. 

Die Feststellung des ersten Satzes des neuen § 40 
Abs. 5 der O.ö, GemO, 1965 erfaßt aUe in Be­
tracht kommenden konkret geregelten Aufgaben 
des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde, 
Um deutlich liervorzukehren, daß unter den Be-
grilf der „Aufgaben der Geraeinde" nidit nur 
Aufgaben fallen, deren Erfüllung nach den ein­
schlägigen Bestimmungen der O, ö, GemO. 1965. 
den Gemeinden als Verpflichtung' aufgetragen 
wird, sind demonstrativ als „Aufgaben der Ge­
meinde im eigenen Wirkungsbereich" auch die 
Angelegenheileri aufgeführt , in denen die Ge­
meinde ohne derartige Verpflichtung nach freier 
Beschlußfassung tätig werden kann. Im beson­
deren gilt dies für die Tätigkeit der Gemeinde 
ais selbständiger Wirtschaftskörper (§ 1 Abs. 2 
der O .ö . GeraO. 1965), also die Wahrnehmung 
von Rechten und Pflichten dor Gemeinde im 
Rahmen des Privatrechles, aber auch hinsichtlich 
der SteUung von Anträgen (etwa gemäß § 4 
Abs, 1 der O. ö, GemO, 1965 auf Verleihung des 
Rochfes zur Führung eines Gemeindewappens}, 
der Abgabe von Äußerungen (etwa im Zuge 
einer Verordnungsprüfimg gemäß § 101 der O, ö, 
GemO. 1965) oder dem Tätigwerden als Partei 
auf Grund einer der Gemeinde in der O. Ö. GemO, 
1965 eingeräumten ParteisteUung (siehe dazu 
§ 109 Abs. 2 der O. ö. GemO. 1965}", 

Von den durch die genereUe Bestimmung des 
ersten Satzes des vorgesehenen neuen § 40 
Abs.5 der O.ö . GemO. 1965 erfaßten Aufgaben 
der Geineinde fallen nur die im zweiten Satz des 
§ 40 Abs. 5 taxativ umschriebenen nicht in den 
eigenen, sondern in den übertragenen Wirkungs­
bereidi der Geineinde. Sie müssen daher auch 
ausdrücklich vom Geltungsbereich des ersten 
Satzes des neuen § 40 Abs. 5 ausgenommen 
werden. 

Ergänzend ist dazu nodi darauf hinzuweisen, daß 
die Kundrnadiung von Verordnungen der Ge­
meinde in Angelegenheiten des übertragenen 
Wirkungstaereiches (§ 94) und von Verordnungen 
der Landesregierung gemäß § 101 Abs. 3 allein 
deswegen keine Angelegenheil des eigenen Wir­
kungsbereiches der Gemeinde sein kann, weil 
dio Kundmachung einer Verordnung letzter Akt 
der Verordnungsgebung ist und die Verord-
nungsgebung in diesen Fällen nidit dem eigenen 
Wirkungsbereich der Gemeinde zugehört. 

Zur Frage, ob die Vollziehung des § 96 der O. ö, 
GemO, 1965 betreffend die Vollstreckung dem 
eigenen oder dem übertragenen Wirkungsbe­
reich der Gemeinde zugeordnet werden muß, ist 
schließlich noch folgendes zu bemerken: 
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Die im § 96 der O. ö. GemO. 1965 geregelten Auf-
geiben der Vollstreckung der Bescheide von Ge­
meindeorganen fallen, soweit solche Bescheide 
ira eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde er­
lassen wurden, nach dem Erkenntnis des Ver­
waltungsgerichtshofes vom 11, Juni 1908, 
ZI, 1528/66-4, nicht in den eigenen Wirkungsbe­
reich der Gemeinde. Aber auch die Vollstreckung 
von Bescheiden, die von Gemeindeorganen in 
Angelegenheiten des übertragenen Wirkungs­
bereiches der Gemeinde erlassen worden sind, 
kann nicht in den eigenen Wirkungsbereich der 
Gerneinde fallen, ' und zwar schon allein des-
wec}en nicht, weil für - die Vollstreckung der­
artiger Bescheide weder ausschließlich noch über­
wiegend das Interesse der Gebietskörperschaft 
Gemeinde (Art. 118 Abs. 2 B-VG, 1929 in der 
Fassung der Bundes-Verfassungsgesetznovelle 

1962 bzw, § 40 Abs. 1 der O. ö, GemO.. 1965) be­
stimmend sein kann. 

Zu Art . I I : 

Die eingangs aufgezeigten verfassungsrecht­
lichen Gründe sind maßgeblich dafür, die Bestim­
mungen des Art . l Z, 3 mit dera gleichen Zeit­
punkt in Kraft zu setzen, in dem die Oberöster­
reichische Gemeindeordnung 1965 wirksam ge­
worden ist. 

Der Ausschuß für allgemeine innere Angelegen­
helten beantragt, der Hohe Landtag möge das beige­
fügte Gesetz, mit dem die Oberösterreichische Ge­
meindeordnung 1965 abgeändert wird (Novelle zur 
Oberösterreichischen Gemeindeordnung 1965), be-
scblieflen. 

L i n z , am 25. AprU 1969 

Nimmervoll 

Obmann-Stellvertreter 

Wolfsegger 

Berichterstatter 

G e s e t z 

vom 

rait dem die Oberösterreichische Gemeindeordnung 1965 abgeändert wird (Novelle zur Oberösterreichi­
schen Gemeindeordnung 1965) 

Der o.ö. Landtag hat beschlossen: 

Artikel l 

Die Oberösterreichische Gemeindeordnung 1965, 
LGBl, Nr. 45, wird atageändert wie folgt: 

1. § 38 Abs. 7 hat zu lauten: 

„(7) Der Tag der Volksbefragung ist zu­
gleich mit der zu beantwortenden Frage vom 
Bürgermeister kundzumachen. Binnen zwei 
Wochen ab dem Kundmachuhgstag sind die 
Wählerverzeichnisse öffentlich aufzulegen; 
die Auflegungsfrist beträgt eine Woche, Die 
Wählerverzeichnisse sind auf Grund der Wäh­
lerevidenz im Sinne des Wählerevidenzge­
setzes, BGBl. Nr. 243/1960, anzulegen. Wahl­
ausweise sind nicht auszusteUen," 

2, § 38 Abs. 9 hat zu lauten: 

„(u) Die Volksbefragung ist von der Ge­
meindewahlbehörde und den Sprengelwahl­
behörden durchzuführen, die für die Wahl des 
Geraeinderates eingerichtet wurden. Sind 
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diese Behörden im Zeitpunkt des Beschlusses 
des Gemeinderates, mit dem der Tag der 
Volksbefragung festgesetzt wird, nicht mehr 
im Amt, so sind die Gemeindewahlbehörde 
und die Sprengelwahlbehörden, die die letzte 
Gemeinderatswahl durchgeführt haben, vom 
Bürgermeister wieder in das Amt zu setzen, 
Aufgabe cUeser wieder in das Amt gesetzten 
Behörden ist allein die Durchführung der 
Volksbefragung; eine erforderliche Ergän­
zung dieser Behörden ist vom Bürgermeister 
in sinngemäßer Anwendung der Bestimraun­
gen der Gemeinde Wahlordnung durchzu­
führen. Gegen Entscheidungen der Gemeinde­
wahlbehörde über Einsprüche gegen die Wäh­
lerverzeichnisse zur Durchführung der Volks­
befragung ist eine Berufung nicht zulässig. 
Die Gemeindewahlbehörde und die Sprengel-
wahlbehörden bleiben jedenfalls solange im 
Arat, bis die Volksbefragung durchgeführt ist; 
im übrigen wird § 8 Abs. 2 der Gemeinde­
wahlordnung 1967, LGBl. Nr. 24, hiedurch 
nicht berührt ." 

3. Dem § 40 wird als neuer Abs, 5 angefügt: 

,.{:,) Die in diesera Gesetz goregelten Auf­
gaben der Geraeinde sind solche des eigenen 
Wirkungstaereiches, Dazu gehören insbeson­
dere die Wahrnehmung der die Geraeinde als 
selbständiger Wirtschaftskörper oder auf 
Grund einer ihr in diesem Gesetz einge­
räumten ParteisteUung treffenden Rechte und 
PfUchten sowie die Stellung von Anträgen 
und die Abgabe von Äußerungen. Ausgenom­
men vom eigenen Wirkungsbereich der Ge­
meinde sind 

a} diejenigen Aufgaben, die ausdrücklich als 
solche des über t ragenen Wirkungsberei­
ches bezeichnet sind, 

b) die Kundmachung von Verordnungen der 
Gemeinde in Angelegenheiten des über­
tragenen Wirkungsbereiches (§ 94), 

c) die Vollstreckung (§ 96} sowie 

d) die Kundmachung einer Verordnung der 
Landesregierung gemäß § 101 Abs. 3." 

Artikel II 

(1) Art . 1 Z. 3 tri t t mit 31, Dezember 1965 in KrafL 

(2) Im übrigen tri t t dieses Gesetz mit dera Ablauf 
des Tages der Kundmachung im Landesgesetzblat; 
für Oberösterreich in Kraft, 


